
Aktenzeichen: 1 AZE 516/81
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht Kassel

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Für die Amtliche Sammlung: .
Für die Fachpresse:

Urteil vom 2. August 1983
- 1 AZE 516/81 -
Urteil vom 29- Januar 1981
- 1 Ca 587/80 -
Urteil vom 12. Juni 1981
- 13 Sa 211/81 -
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Entscheidungsstichwort:

Erheblicher Personalabbau als Betriebsänderung

Gesetz: BetrVG § 111, § 113; KSchG 1969 § 17 Abs. 1

Leitsätze: 1. Bei der Frage, ob eine Personalreduzierung
so erheblich ist, daß sie eine Betriebsän­
derung im Sinne von § 111 BetrVG darstellt, 
können für die Zeit nach dem Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Kün- 
digungsschutzgesetzes vom 27. April 1978 
(BGBl. I S. 550) die Zahlen- und Ifcozent- 
angaben der Neufassung des § 17 Abs. 1 
KSchG als Eichtschnur dienen, jedoch mit 
der Maßgabe, daß von dem Personalabbau min­
destens 5 % der Belegschaft des Betriebs 
betroffen sein müssen.

2. Zu berücksichtigen sind bei der Erheblich­
keitsprüfung nur solche Arbeitnehmer, die 
aus betriebsbedingten Gründen aus dem Be­
trieb ausscheiden. Diejenigen Arbeitneh­
mer, die aus personen- oder verhaltensbe­
dingten Gründen entlassen werden oder de­
ren Arbeitsverhältnis infolge Fristablaufs 
endet, bleiben außer Betracht.
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1 AZR 516/81
13 Sa 211/81 Frankfurt am Main

Verkündet am 
2. August 1983
Ude,
Angestellte
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
ln Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 2. August 1983 durch den Präsi­
denten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. Seidensticker 
und Matthes sowie die ehrenamtlichen Richter Janzen und Rösch 
für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main 
vom 12. Juni 1981 - 13 Sa 211/81 - wird zu­
rückgewiesen .

Die Klägerin trägt die Kosten der Revision.
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Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob der Klägerin eine 
Abfindung als Nachteilsausgleich gemäß § 113 Abs, 3 in Verb, 
mit Abs. 1 BetrVG zusteht.

Die Beklagte unterhält in Kassel einen Betrieb, in dem 
überwiegend Gummiteile und Zubehör für die Autoindustrie 
hergestellt werden. Dort waren vor September 1980 etwa 580 
Arbeitnehmer beschäftigt. In dem Betrieb besteht ein Betriebs­
rat .

Die Klägerin war 2 1/2 Jahre lang als Arbeiterin in 
dem Betrieb tätig. Sie erhielt zuletzt ein monatliches Brut­
toarbeitsentgelt von 1.600,—  DM.

Vom ersten Quartal bis zum dritten Quartal des Jahres 
1980 ging der Kundenumsatz der Beklagten um mehr als die 
Hälfte zurück. Mitte September 1980 vereinbarte die Beklag­
te deshalb mit dem Betriebsrat, daß aus einem Kreis von ins­
gesamt 37 Arbeitnehmern höchstens 29 Arbeitnehmer wegen Ar­
beitsmangels entlassen werden sollten.

Tatsächlich schieden in den Monaten September und Ok­
tober 1980 insgesamt 55 Arbeitnehmer aus; davon wurden 28 
"wegen Arbeitsmangels" entlassen und 27 aus personen- oder 
verhaltensbedingten Gründen gekündigt oder schieden infol­
ge des Auslaufens der Befristung ihrer Arbeitsverhältnis­
se aus, ohne daß für sie neue Arbeitskräfte eingestellt wor­
den wären. Unter den wegen Arbeitsmangels entlassenen Ar­
beitnehmern war auch die Klägerin. Ein Interessenausgleich 
mit dem Betriebsrat wurde nicht versucht. In den Monaten 
November und Dezember 1980 führte die Beklagte Kurzarbeit 
durch.

Mit ihrer am 18. Dezember 1980 beim Arbeitsgericht ein­
gereichten Klage verlangt die Klägerin von der Beklagten 
die Zahlung einer Abfindung nach § 113 Abs. 3 in Verb, mit
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Abs. 1 BetrVG. Sie ist der Auffassung, die von der Beklag­
ten vorgenommenen Entlassungen stellten eine Betriebsände­
rung in der Form der Betriebseinschränkung gemäß § 111 Satz 
2 Nr. 1 BetrVG dar, bei der die Beklagte den Betriebarat 
hätte beteiligen müssen. Von den Entlassungen sei ein er­
heblicher Teil der Belegschaft des Betriebes betroffen ge­
wesen. Zu den Betroffenen seien nicht nur die 28 "wegen Ar­
beitsmangels" entlassenen Arbeitnehmer zu rechnen, sondern 
auch die aus sonstigen Gründen ausgeschiedenen einschließ­
lich der im zweiten Quartal 1980 bereits gekündigten Arbeit­
nehmer. Die Entlassungen stellten sich insgesamt als ein­
heitliche Maßnahme dar, die wegen des Umsatzrückgangs er­
forderlich geworden sei. Selbst wenn man aber nur die be­
triebsbedingten Kündigungen berücksichtige, sei auch ein 
erheblicher Teil der Belegschaft betroffen. Die Zahlengren­
zen des § 17 Abs. 1 KSchG könnten insoweit nur als Richt­
schnur, nicht jedoch als absolute Untergrenzen gelten. Die 
Festlegung auf gerade 29 betriebsbedingte Entlassungen und 
damit um eine unterhalb der Grenze des § 17 Abs. 1 KSchG 
sei offensichtlich nur erfolgt, um das Mitbestimmungsver- 
fahren zu umgehen. Die Beklagte habe daher versuchen müs­
sen, einen Interessenausgleich mit dem Betriebsrat herbei­
zuführen. Da dies unterblieben sei, stehe ihr ein Anspruch 
auf Zahlung einer angemessenen Abfindung zu.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an 
die Klägerin eine Abfindung ge­
mäß § 113 BetrVG in Höhe von 
4.000,-- DM netto zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat entgegnet: Der Betriebsrat sei über die Maß­
nahme unterrichtet gewesen. Bei der Frage, ob eine Betriebs-
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änderung im Sinne von § 111 BetrVG vorliege, eei im Falle 
einer Peraonalreduzierung von den Zahlen dea § 17 KSchG als 
Mindestgrenze auszugehen. Danach sei die kritische Zahl von 
30 Entlassungen nicht erreicht worden. Zu berücksichtigen 
seien nur die 28 Entlassungen, die auf Arbeitsmangel zurück- 
zuführen seien, nicht hingegen die personen- oder verhal­
tensbedingten Kündigungen. Kündigungen wegen Arbeitsmangels 
seien erstmals ab Ende September 1980 erfolgt. Soweit Ar­
beitnehmer als für die Arbeit nicht geeignet entlassen wor­
den seien, habe es sich durchweg um erst kurze Zeit beschäf­
tigte Mitarbeiter gehandelt. Die Fluktuation in ihrem Be­
trieb sei schon immer sehr hoch gewesen. Im Jahre 1979 sei­
en 116 Arbeitnehmer bei 231 Neueinstellungen entlassen wor­
den. Es sei in ihrem Betrieb durchaus üblich, daß von zehn 
Arbeitnehmern sechs wegen fehlender Eignung oder auf eige­
nen Wunsch alsbald wieder ausschieden. Deshalb sei das nicht 
betriebsbedingte Ausscheiden von 27 Arbeitnehmern in den 
Monaten September und Oktober 1960 nicht ungewöhnlich und 
stehe in keinem Zusammenhang mit dem Plan einer Betriebs­
änderung. Im ersten Quartal 1981 seien im übrigen 91 Arbeit­
nehmer neu eingestellt worden bei nur 23 Entlassungen. Das 
zeige, daß es sich bei der Maßnahme im Herbst 1980 nicht 
um eine endgültige Einschränkung, sondern um eine vorüber­
gehende Entwicklung gehandelt habe.

Die Klage ist in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblie­
ben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin 
ihr Klagebegehren weiter, während die Beklagte um Zurück­
weisung der Revision bittet.

Entscheidunqsqründe:

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben 
einen Abfindungsanspruch der Klägerin mit Recht verneint.
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Nach § 113 Abs. 3 in Verb, mit Abs. 1 BetrVG können 
Arbeitnehmer, die infolge einer vom Unternehmer ohne den 
Versuch eines Interessenausgleichs mit dem Betriebsrat durch­
geführten Betriebsänderung im Sinne von § 111 BetrVG ent­
lassen worden sind, beim Arbeitsgericht Klage erheben mit 
dem Antrag, den Arbeitgeber zur Zahlung von Abfindungen zu 
verurteilen. Diese Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt. 
Die Klägerin ist nicht infolge einer von der Beklagten durch­
geführten Betriebsänderung entlassen worden.

1. Die Personalreduzierung, die die Beklagte vorgenommen 
hat und in deren Rahmen auch die Klägerin ausscheiden muß­
te, war keine Betriebsänderung im Sinne von § 111 BetrVG.
Zwar kann nach der Rechtsprechung des Senats auch ein blo­
ßer Personalabbau ohne Verringerung der sächlichen Betriebs­
mittel eine Betriebsänderung in der Form der Betriebsein­
schränkung nach § 111 Satz 2 Nr. 1 BetrVG sein, wenn es sich 
dabei um eine außergewöhnliche, vom regelmäßigen Erschei­
nungsbild des Betriebs abweichende Maßnahme handelt. Es muß 
jedoch eine erhebliche Personalverminderung vorliegen. Als 
Richtschnur dafür, wann erhebliche Teile der Belegschaft 
von der Maßnahme betroffen sind, hat der Senat die Zahlen- 
und Prozentangaben in § 17 Abs. 1 KSchG über die Anzeige­
pflicht bei Massenentlassungen, jedoch ohne den dort fest­
gelegten Zeitraum, herangezogen (BAG 32, 14 = AP Nr. 4 zu 
§ 111 BetrVG 1972} Senatsentscheidungen vom 15. Oktober 1979 
- 1 ABR 49/77 - und vom 4. Dezember 1979 - 1 AZR 843/76 -,
AP Nr. 5 und 6 zu § 111 BetrVG 1972). Bei Anlegung dieses 
Maßstabs betraf die hier durchgeführte Personalreduzierung 
keinen erheblichen Teil der Belegschaft.

Die bisherigen Entscheidungen des Senats zur Frage der 
Erheblichkeit einer Personalverminderung sind allerdings 
zu Fällen aus der Zeit vor der Neufassung des § 17 Abs. 1 
KSchG durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Kündigungs-
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Schutzgesetzes vom 27. April 1979 (BGBl. I S. 550) ergan­
gen. Im Streitfälle erfolgte die Personalreduzierung jedoch 
bereits unter der Geltung der gegenüber der alten Fassung 
teilweise erheblich veränderten Neufassung des § 17 Abs.
I KSchG. Das Landesarbeitsgericht ist bei seiner Entschei­
dung von der Neufassung der genannten Vorschrift ausgegan­
gen. Dem tritt der Senat im Grundsatz bei.

Nach § 17 Abs. 1 KSchG a.F. hatte der Arbeitgeber dem 
Arbeitsamt Anzeige zu erstatten, bevor er in Betrieben mit 
in der Regel mehr als 20 und weniger als 50 Arbeitnehmern 
mehr als fünf Arbeitnehmer, in Betrieben mit in der Regel 
mindestens 50 und weniger als 500 Arbeitnehmern 10 v.H. der 
im Betrieb regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer oder aber 
mehr als 25 Arbeitnehmer und in Betrieben mit in der Regel 
mindestens 500 Arbeitnehmern mindestens 50 Arbeitnehmer in­
nerhalb von vier Wachen entließ. Der Senat hat in seiner 
grundlegenden Entscheidung vom 22. Mai 1979 die Heranzie­
hung dieser Vorschrift als Richtschnur für die Erheblich­
keit eines Personalabbaus damit begründet, daß die gleichen 
Zahlen- und Prozentangaben auch schon nach § 66 Abs. 2 BetrVG 
1952 maßgebend für die dort normierte Unterrichtungs- und 
Beratungspflicht des Arbeitgebers gegenüber dem Betriebs­
rat bei sogenannten Masseneinstellungen und Massenentlas- 
sungen gewesen sei, wodurch sich zeige, daß nach Auffassung 
des Gesetzgebers Entlassungen in der Größenordnung des § 17 
Abs. 1 KSchG a.F. nicht nur für den Arbeitsmarkt, sondern 
auch für den einzelnen Betrieb erhebliche Bedeutung hätten 
(BAG 32, 14, 25, 26 = AP Nr. 4 zu § 111 BetrVG 1972, zu B
II 1 d der Gründe). In seinem Beschluß vom 22. Januar 1980 
(BAG 32, 339, 348/349 = AP Nr. 7 zu § 111 BetrVG 1972) hat 
der Senat sodann in Weiterentwicklung der Maßstäbe des § 17 
Abs. 1 KSchG a.F. für den Bereich der Betriebsänderungen 
entschieden, daß ein Personalabbau von 5 % der Belegschaft 
auch für Betriebe mit mehr als 1.000 Arbeitnehmern die un-
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tere Grenze sei, bei der noch von einer erheblichen Perso- 
nalreduzierung gesprochen werden könne.

Die Neufassung des § 17 Abs. 1 KSchG im Jahre 1978 hat 
das Zahlenbild gegenüber der alten Fassung der Vorschrift 
zum Teil erheblich verschoben. Nunmehr besteht die Anzei­
gepflicht, wenn der Arbeitgeber in Betrieben mit in der Re­
gel mehr als 20 und weniger als 60 Arbeitnehmern mehr als 
fünf Arbeitnehmer, in Betrieben mit in der Regel mindestens 
60 und weniger als 500 Arbeitnehmern 10 v.H. der im Betrieb 
regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer oder aber mehr als 
25 Arbeitnehmer und in Betrieben mit in der Regel mindestens 
500 Arbeitnehmern mindestens 30 Arbeitnehmer innerhalb von 
30 Kalendertagen entläßt.

Ein Vergleich der neuen mit der alten Fassung des § 17 
Abs. 1 KSchG ergibt, daß für Betriebe mit weniger als 500 
Arbeitnehmern nur eine unwesentliche Änderung eingetreten 
ist. Dagegen ist für Betriebe ab 500 Arbeitnehmern die für 
die Anzeigepflicht maßgebende Mindestzahl von Entlassungen 
von 50 auf 30, also fast um die Hälfte, herabgesetzt wor­
den. Trotz der erheblichen Verschiebung des Zahlenbildes 
in diesem Bereich erscheint es dem Senat gerechtfertigt, 
für Fälle von Betriebsänderungen nach dem Inkrafttreten der 
Neufassung des § 17 Abs. 1 KSchG von den neuen Zahlen die­
ser Vorschrift auszugehen.

Die Zahlen- und Prozentangaben des § 17 Abs. 1 KSchG 
a.F. sollten nach der Rechtsprechung des Senats lediglich 
als Richtschnur für die Erheblichkeitsprüfung dienen. Das 
bedeutet aber keine starre Anwendung und Übertragung die­
ses Zahlen- und Prozentschemas auf Betriebsänderungen. Viel­
mehr müssen dort Abwandlungen vargenommen werden, wo die 
Besonderheit des Regelungsgegenstands des § 111 BetrVG dies 
erfordert. Eine unmodifizierte Anwendung des § 17 Abs. 1 
KSchG a.F. würde bei Betrieben in der Größenordnung um 500
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Arbeitnehmer zu einer gravierenden unterschiedlichen Behand­
lung führen. Während etwa bei einem Betriebe mit 499 Arbeit­
nehmern die Entlassung von 26 Mitarbeitern und damit von 
etwas mehr als 5 % der Belegschaft schon eine sozialplan­
pflichtige Betriebsänderung wäre, würde bei einem Betrieb 
mit 500 Arbeitnehmern erst die Entlassung von 50 Mitarbei­
tern, also von 10 % der Belegschaft, die Pflicht zur Auf­
stellung eines Sozialplans begründen. Hier hätte die Recht­
sprechung ohnehin eine Modifizierung des Zahlen- und Pro­
zentschemas des § 17 Abs. 1 KSchG a.F. vornehmen müssen.
Die Neufassung des § 17 Abs. 1 KSchG vermeidet den gekenn­
zeichneten Bruch und bringt eine Harmonisierung des Zahlen- 
und Prozentschemas, indem sie die Anzeigepflicht für Betrie­
be ab 500 Arbeitnehmern schon bei der Entlassung von 30 Mit­
arbeitern beginnen läßt. Die damit erreichte Harmonisierung 
hätte die Rechtsprechung in ähnlicher Weise auch leisten 
müssen. Die Neuregelung stellt daher keinen Bruch mit dem 
bisherigen Zahlen- und Prozentschema dar, sondern übernimmt 
es im wesentlichen und gleicht größere Diskrepanzen des al­
ten Schemas aus.

Freilich treten bei uneingeschränkter Heranziehung der 
Neuregelung an anderer Stelle Unstimmigkeiten auf. Der Se­
nat hat für Betriebe mit über 1.000 Arbeitnehmern einen Per­
sonalabbau von 5 % der Gesamtbelegschaft als untere Gren­
ze für die Annahme einer sozialplanpflichtigen Betriebsän­
derung angesehen. Bei Anwendung der Zahlenangaben in § 17 
Abs. 1 KSchG n.F. würde aber bei Betrieben ab 500 Arbeit­
nehmern die Entlassung von 30 Mitarbeitern genügen, was für 
Betriebe mit mehr als 600 Arbeitnehmern bereits zur Unter- 
schreitung der 5 %-Marke bis hin zu einer Untergrenze von 
3 So bei Betrieben mit 1.000 Mitarbeitern führen würde. Ein 
solch geringer Prozentsatz kann nicht mehr als erheblicher 
Teil der Belegschaft angesehen werden. Der Satz von 5 % stellt 
nach Auffassung des Senats die unterste Grenze dar, bei der 
man, ohne dem Wortsinn Gewalt anzutun, noch von einem "er­
heblichen" Teil der Belegschaft sprechen kann.
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Nach alledem können auch die Zahlen- und Prozentanga­
ben der Neufassung des § 17 Abs. 1 KSchG als Richtschnur 
für die Erheblichkeit einer Personalreduzierung dienen, je­
doch mit der Einschränkung, daß von dem Personalabbau min­
destens 5 % der Belegschaft betroffen sein müssen. Das halt 
sich im Rahmen der bisherigen Rechtsprechung zur Erheblich­
keitsfrage des § 111 BetrVG und bedeutet keine inhaltliche 
Änderung der Voraussetzungen dieser in ihrer Fassung unver­
ändert gebliebenen Vorschrift.

Im vorliegenden Falle hat die Beklagte wegen Arbeits­
mangels und damit aus betriebsbedingten Gründen nur 28 Ar­
beitnehmer entlassen. Die Zahl der betriebsbedingten Ent­
lassungen liegt mithin unterhalb der hier bei einer Beleg­
schaft von etwa 580 Arbeitnehmern nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 
KSchG n.F. maßgeblichen Grenze von 30 Arbeitnehmern und so­
gar noch unter 5 % der Belegschaft. Diese Gruppe von 28 aus 
betriebsbedingten Gründen entlassenen Arbeitnehmern stellt 
deshalb keinen erheblichen Teil der Belegschaft dar.

2. Außer diesen 28 Arbeitnehmern sind in den Monaten Sep­
tember und Oktober 1980 allerdings noch weitere 27 Arbeit­
nehmer aus dem Betriebe der Beklagten ausgeschieden, und 
zwar teils infolge von Kündigungen, die die Beklagte aus 
Personen- oder verhaltensbedingten Gründen erklärt hatte, 
und teils infolge Auslaufens der Befristung ihrer Arbeits­
verhältnisse. Diese Arbeitnehmer sind jedoch bei der Prü­
fung der Erheblichkeit eines Personalabbaus als Vorausset­
zung für das Vorliegen einer Betriebsänderung nicht zu be­
rücksichtigen. Das hat auch das Landesarbeitsgericht im Er­
gebnis zu Recht angenommen.

a) Der Senat hat zwar in seiner grundlegenden Entschei­
dung vom 22. Mai 1979 (BAG 32, 14, 26/27 = AP Nr. 4 zu 
§ 111 BetrVG 1972) die Betriebseinschränkung im Sinne von 
§ 111 Satz 2 Nr. 1 BetrVG definiert als eine erhebliche, 
ungewöhnliche und nicht nur vorübergehende Herabsetzung der 
Leistungsfähigkeit des Betriebs, gleichgültig, ob die Ver-
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Minderung der Leistungsfähigkeit durch Außerbetriebsetzung 
von Betriebsanlagen oder durch Personalreduzierung erfolgt. 
Eine Verminderung der Leistungsfähigkeit des Betriebs kann 
auch durch Nichtwiederbesetzung von auf andere Weise als 
durch betriebsbedingte Kündigungen frei gewordenen Arbeits­
plätzen erreicht werden. Diese Kapazitätsverringerung kann 
auch Gegenstand einer sich auf Erfahrungswerte der gewöhn­
lichen Fluktuation der Betriebsbelegschaft stützenden un­
ternehmerischen Planung sein. Gleichwohl kann eine auf sol­
che Weise erfolgte Herabsetzung der Leistungsfähigkeit des 
Betriebs nicht als eine Betriebseinschränkung im Sinne von 
§ 111 Satz 2 Nr. 1 BetrVG angesehen werden. Das ergibt sich 
aus dem Sinn und Zweck der §§ 111 ff. BetrVG.

Wie der Senat wiederholt ausgesprochen hat, ist zur 
Auslegung des in Satz 2 des § 111 BetrVG aufgeführten Ka­
talogs von Betriebsänderungen die Ausgangsnorm des Satzes 
1 dieser Vorschrift heranzuziehen (BAG 32, 14, 25 s AP Nr.
4 zu § 111 BetrVG 1972, zu B II 1 d der Gründe; BAG 32, 339, 
349 = AP Nr. 7 zu § 111 BetrVG 1972, zu B II 2 d der Grün­
de; ferner die auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmten Senatsbeschlüsse vom 17. August 1982 
- 1 ABR 40/80 -, zu B II 4 a der Gründe, und vom 26. Okto­
ber 1982 - 1 ABR 11/81 - , zu B II 2 c der Gründe). Der Satz 
1 des § 111 BetrVG macht das Anliegen des Gesetzgebers deut­
lich, daß mit den im Katalog des Satzes 2 aufgeführten Be­
triebsänderungen solche erfaßt werden sollen, die wesent­
liche Nachteile für die Belegschaft oder erhebliche Teile 
derselben zur Folge haben können. Die bloße Nichtbesetzung 
frei gewordener Arbeitsplätze und die dadurch bewirkte Her­
absetzung der Leistungsfähigkeit des Betriebs stellt aber 
keinen wesentlichen Nachteil für die noch vorhandene Beleg­
schaft dar. Auch diejenigen Arbeitnehmer, die aufgrund von 
personen- oder verhaltensbedingten arbeitgeberseitigen Kün­
digungen oder etwa auf eigenen Wunsch oder wegen Auslaufens 
ihrer zeitlich befristeten Arbeitsverhältnisse ausscheiden, 
erleiden entweder überhaupt keinen oder aber keinen gerade
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auf die unternehmerische Betriebsplanung zurückzuführenden 
Nachteil. Die in den §§ 111, 112 BetrVG vorgesehenen Betei­
ligungsrechte des Betriebsrats insbesondere im Hinblick auf 
einen anzustrebenden Interessenausgleich und den Abschluß 
eines Sozialplans bezwecken den Schutz der Arbeitnehmer vor 
den nachteiligen Folgen einer vom Unternehmer geplanten Be­
triebsänderung. Der Verlust des Arbeitsplatzes aus in der 
Person des Arbeitnehmers oder in seinem Verhalten liegen­
den Gründen ist ein kündigungsrechtlich vorgesehener, aber 
kein durch die unternehmerische Betriebsplanung bedingter 
Nachteil. Er wird vom sozialen Schutzzweck der §§ 111, 112 
BetrVG nicht erfaßt.

b) Die Einbeziehung der aus anderen als betriebsbeding­
ten Gründen gekündigten Arbeitnehmer in die Zahl der nach 
§ 17 Abs. 1 KSchG maßgeblichen Mindestarbeitnehmerzahl läßt 
sich auch nicht mit der Erwägung rechtfertigen, der Arbeit­
geber werde sonst versucht sein, personen- oder verhaltens­
bedingte Kündigungsgründe nur vorzuschieben, den eigentli­
chen betriebsbedingten Kündigungsgrund aber zu verschwei­
gen, um auf diese Weise die Zahl der betriebsbedingten Ent­
lassungen möglichst unter der Erheblichkeitsgrenze zu hal­
ten und so die Aufwendungen für einen Sozialplan zu sparen. 
Die damit angesprochene Gefahr einer Vereitelung des sozia­
len Schutzzwecks der §§ 111, 112 BetrVG ist jedoch nur ge­
ring zu veranschlagen. Der Arbeitgeber muß dem Betriebsrat 
vor dem Ausspruch jeder Kündigung im Anhörungsverfahren nach 
§ 102 Abs. 1 BetrVG die jeweils maßgeblichen Kündigungsgrün­
de mitteilen. Hat der Arbeitgeber ihm bekannte Kündigungs­
gründe dem Betriebsrat vor der Abgabe der Kündigungserklä­
rung nicht mitgeteilt, so kann er diese Gründe im Kündigungs­
schutzprozeß selbst dann nicht nachschieben, wenn der Be­
triebsrat der Kündigung aufgrund der ihm mitgeteilten Grün­
de zugestimmt hat; der Arbeitgeber kann den Betriebsrat we­
gen der nachzuschiebenden Gründe auch nicht nachträglich 
wirksam beteiligen (BAG 35, 190 = AP Nr. 23 zu § 102 BetrVG
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1972). Der Arbeitgeber muß also damit rechnen, daß er ei­
nen nachfolgenden Kündigungsschutzprozeß verliert, wenn der 
nur vorgeschobene personen- oder verhaltensbedingte Kündi­
gungsgrund die Kündigung sozial nicht rechtfertigt und er 
den eigentlichen betriebsbedingten Kündigungsgrund nicht 
mehr geltend machen kann. Das damit gegebene erhebliche Ri­
siko auch finanzieller Art dürfte es einem Arbeitgeber in 
den meisten Fällen kaum geraten erscheinen lassen, den wah­
ren betriebsbedingten Kündigungsgrund zu verschweigen.

Hinzu kommt ein Weiteres: Spätestens im Anhörungsver­
fahren erfährt der Betriebsrat von allen Kündigungen. Er 
kann sich so aufgrund eigener Sachkenntnis selbst ein Ur­
teil bilden, ob und inwieweit Verhaltens- oder personenbe­
dingte Kündigungsgründe nur vorgeschoben sind. 1st er der 
Ansicht, daß letztlich eine über die Erheblichkeitsgrenze 
hinausgehende Zahl von betriebsbedingten Entlassungen vor­
liegt, kann er seine Beteiligungsrechte nach den §§ 111,
112 BetrVG - notfalls gerichtlich - geltend machen und ge­
gebenenfalls auch einen Sozialplan für alle betroffenen Ar­
beitnehmer erzwingen, ohne den Ausgang eventueller Kündi- 
gungsschutzverfahren abwarten zu müssen. Eine Umgehung der 
Vorschriften über die Beteiligung des Betriebsrats bei Be­
triebsanderungen erscheint damit kaum möglich.

c) Daß der soziale Schutzzweck der Mitwirkungs- und Mit­
bestimmungsrechte des Betriebsrats nach den §§ 111, 112 BetrVG 
nicht die Fälle des Ausscheidens von Arbeitnehmern aus an­
deren als betriebsbedingten Gründen erfaßt, ergibt sich auch 
aus § 113 Abs. 3 BetrVG, der einen Abfindungsanspruch nur 
für solche Arbeitnehmer vorsieht, die infolge einer vom Ar­
beitgeber durchgeführten Betriebsänderung entlassen worden 
sind. Die Betriebsänderung muß also der eigentliche Entlas­
sungsgrund sein. Es genügt nicht, daß die Betriebsänderung 
nur der Anlaß für den Arbeitgeber war, von einer personen- 
oder verhaltensbedingten Kündigungsmöglichkeit Gebrauch zu
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machen (Galperin/LÖwisch, BetrVG, 6. Aufl., § 113 Rz 49 in 
Verb, mit Rz 13; GK-Fabricius, BetrVG, 2. Bearbeitung 1983,
§ 113 Rz 68). Entgegen der Meinung der Revision wäre es nicht 
folgerichtig, solchen Arbeitnehmern zwar den Anspruch auf 
Nachteilsausgleich nach § 113 Abs. 3 BetrVG zu versagen, 
sie aber bei der Ermittlung der für die Anwendung der 
§§ 111 ff. BetrVG erforderlichen Arbeitnehmerzahl mitzu­
rechnen ,

d) Können mithin entsprechend dem sozialen Schutzzweck 
der §§ 111 ff. BetrVG bei der Prüfung der Erheblichkeit ei­
ner Personalreduzierung nur diejenigen Arbeitnehmer berück­
sichtigt werden, die aus betriebsbedingten Gründen ausschei- 
den, dann müssen die von der Beklagten aus personen- oder 
verhaltensbedingten Gründen entlassenen Arbeitnehmer sowie 
diejenigen Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis infolge Frist­
ablaufs endete, außer Betracht bleiben. Maßgebend sind al­
lein die von der Beklagten ausgesprochenen 28 betriebsbe­
dingten Kündigungen.

Ob auch solche Arbeitnehmer, die aus betriebsbeding­
ten Gründen auf Veranlassung des Arbeitgebers entweder selbst 
kündigen oder ohne Kündigung einvernehmlich aus dem Arbeits­
verhältnis ausscheiden, bei der Erheblichkeitsprüfung im 
Rahmen des § 111 BetrVG mitzuzählen sind, was für die An­
zeigepflicht nach § 17 Abs. 1 KSchG angenommen wird (vgl. 
hierzu BAG 25, 430 = AP Nr. 1 zu § 17 KSchG 1969), bedarf 
keiner Entscheidung; denn ein derartiger Fall liegt hier 
nicht vor.

3. Daß die Beklagte mit der Zahl der von ihr durchgeführ­
ten 28 betriebsbedingten Entlassungen nur ganz geringfügig 
unterhalb der maßgeblichen Erheblichkeitsgrenze geblieben 
ist und sie dies auch so geplant hatte, kann nicht zu ih­
rem Nachteil ausschlagen. Das Gesetz knüpft die Mitwirkungs-
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und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats und damit die Pflicht 
zum Versuch eines Interessenausgleichs und zur Aufstellung 
eines Sozialplans an das Vorliegen einer Betriebsänderung, 
von der erhebliche Teile der Belegschaft betroffen sind.
Es ist durchaus legitim und steht auch mit dem sozialen Schutz­
zweck des Gesetzes im Einklang, wenn der Arbeitgeber im Hin­
blick auf die ihn sonst durch einen Sozialplan treffenden 
finanziellen Lasten eine vorgesehene Personalreduzierung 
unterhalb der Erheblichkeitsgrenze hält.

4. Nach alledem hat die Beklagte mit ihrer im September/Ok- 
tober 1980 vorgenommenen Personalreduzierung keine Betriebs­
änderung durchgeführt, so daQ sie zum Versuch eines Interes­
senausgleichs mit dem Betriebsrat nicht verpflichtet war 
und deshalb ein Abfindungsanspruch der Klägerin ausscheidet.

Dr. Kissel Dr. Seidensticker Matthes

K. H. Janzen Rösch
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